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Während des Knabenschiessens wurde dem Restaurant Schützenruh gemäss 
Medienberichten der Betrieb der Lautsprecher untersagt. Der Anlass wird nach Angaben 
des Wirts seit über 25 Jahren in vergleichbarer Form und mit derselben Band 
durchgeführt. 

Der Betrieb von Lautsprechern im Freien ist grundsätzlich bewilligungspflichtig. Dennoch 
stellen sich Fragen zur bisherigen Praxis, zur Verhältnismässigkeit des Einschreitens und 
zu möglichen pragmatischen Lösungen. 

Bei anderen unbewilligten Veranstaltungen und Nutzungen, etwa bei der Critical Mass, 
Demonstrationen oder zuletzt bei der Besetzung des Lindenhofs, wurde von der Stadt 
wiederholt auf den Grundsatz der Verhältnismässigkeit verwiesen und teilweise auf ein 
sofortiges Einschreiten verzichtet. 

Der Stadtrat wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 

1. War der Stadt bekannt, dass beim Restaurant Schützenruh während des 
Knabenschiessens seit vielen Jahren Musikveranstaltungen in vergleichbarer Form . 
durchgeführt wurden, und wie wurde dies bisher gehandhabt? 

2. Besteht bei kurzfristig festgestellten fehlenden Bewilligungen die Möglichkeit, eine 
Bewilligung nachträglich oder kurzfristig zu erteilen beziehungsweise eine befristete 
Übergangslösung anzuordnen? Falls nein, weshalb nicht? 

3. Nach welchen allgemeinen Kriterien entscheidet die Stadt bei fehlenden oder 
unvollständigen Bewilligungen, ob unmittelbar eingeschritten oder eine Nutzung 
vorübergehend toleriert wird? 

4. Wie stellt die Stadt sicher, dass diese Kriterien bei politischen Veranstaltungen, 
Demonstrationen, privaten Veranstaltungen und Gewerbebetrieben rechtsgleich und 
nachvollziehbar angewendet werden? 

5. Bestehen hinsichtlich Lärm, Verkehrsbehinderungen oder anderer Beeinträchtigungen 
unterschiedliche Toleranzschwellen für Demonstrationen und politische 
Veranstaltungen einerseits sowie gewerbliche oder private Veranstaltungen 
andererseits? Falls ja, auf welcher rechtlichen oder sachlichen Grundlage beruhen 
diese Unterschiede? 


